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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE C-555/07 

1. Das Recht der Europäischen Union, insbe-
sondere das Verbot der Diskriminierung
wegen des Alters in seiner Konkretisierung
durch die Richtlinie 2000/78 zur Fest-
legung eines allgemeinen Rahmens für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung
in Beschäftigung und Beruf ist dahin aus-
zulegen, dass es einer nationalen Regelung
entgegensteht, nach der vor Vollendung 
des 25. Lebensjahrs liegende Beschäfti-
gungszeiten des Arbeitnehmers bei der 
Berechnung der Kündigungsfrist nicht 
berücksichtigt werden. 

(vgl. Randnr. 43, Tenor 1) 

2. Es obliegt dem nationalen Gericht, in 
einem Rechtsstreit zwischen Privaten die 
Beachtung des Verbots der Diskriminie-
rung wegen des Alters in seiner Kon-
kretisierung durch die Richtlinie 2000/78 

zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens
für die Verwirklichung der Gleichbehand-
lung in Beschäftigung und Beruf sicherzu-
stellen, indem es erforderlichenfalls entge-
genstehende Vorschriften des innerstaat-
lichen Rechts unangewendet lässt, unab-
hängig davon, ob es von seiner Befugnis
Gebrauch macht, in den Fällen des Art. 267 
Abs. 2 AEUV den Gerichtshof der Euro-
päischen Union im Wege der Vorabent-
scheidung um Auslegung dieses Verbots 
zu ersuchen. Der fakultative Charakter 
dieser Anrufung des Gerichtshofs ist näm-
lich unabhängig davon, unter welchen 
Verfahrensbedingungen das nationale Ge-
richt nach innerstaatlichem Recht eine 
nationale Bestimmung, die es für verfas-
sungswidrig hält, unangewendet lassen 
kann. 

(vgl. Randnrn. 55-56, Tenor 2) 
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